
 

 

Verordnung des Wissenschaftsministeriums zur Änderung der Corona-Verord-

nung Studienbetrieb  

 

Vom 19. Dezember 2021 

 

Auf Grund von § 21 Absatz 2 Satz 1 Nummern 1 und 2 der Corona-Verordnung 

(CoronaVO) vom 15. September 2021 (GBl. S. 794), die zuletzt durch Verordnung 

vom 17. Dezember 2021 (notverkündet gemäß § 4 Satz 1 des Verkündungsgesetzes 

und im Internet abrufbar unter https://www.baden-wuerttemberg.de/corona- 

verordnung) geändert worden ist, wird im Einvernehmen mit dem Sozialministerium 

verordnet: 

 

Artikel 1 

 

Die Corona-Verordnung Studienbetrieb vom 20. September 2021 (GBl. S. 819), die 

zuletzt durch Verordnung vom 24. November 2021 (GBl. S. 966) geändert worden ist, 

wird wie folgt geändert:  

 

1.  § 2 Absatz 5 wird wie folgt gefasst:  

 

„(5) In der Alarmstufe II nach § 1 Absatz 2 Nummer 4 CoronaVO ist abweichend 

von § 6 Absatz 1 Satz 1 Halbsatz 1 und § 7 Absatz 1 Satz 1 die Teilnahme an 

Präsenzveranstaltungen in geschlossenen Räumen und die Nutzung studenti-

scher Lernplätze außerhalb der Bibliothek von dem Vorliegen eines Impf- oder 

Genesenennachweises im Sinne des § 4 Absatz 2 CoronaVO abhängig; § 5 

Absatz 1 Satz 3 CoronaVO gilt entsprechend. Für  

 

1. Praxisveranstaltungen, die insbesondere die spezielle Labor- oder Arbeits-

räume an den Hochschulen erfordern, insbesondere Laborpraktika, prakti-

sche Ausbildungsanteile mit Patientenkontakt unter Einhaltung der Vorga-

ben der Klinika und Lehrkrankenhäuser, Präparierkurse, sowie Veranstal-

tungen mit überwiegend praktischen und künstlerischen Ausbildungsantei-

len,  
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2.  Prüfungen, insbesondere Abschlussprüfungen, sowie Zugangs- und Zu-

lassungsverfahren sowie  

 

3.  den musikalischen Übebetrieb oder die künstlerische selbständige Arbeit 

am Werk an Musik- und Kunsthochschulen, Pädagogischen Hochschulen 

und Akademien nach dem Akademiengesetz  

 

verbleibt es, soweit diese Veranstaltungen zwingend in Präsenz notwendig 

sind, bei der Regelung des § 6 Absatz 1 Sätze 1 bis 3; die entsprechenden Prä-

senzveranstaltungen sind im Hygienekonzept darzustellen. § 6 Absatz 3 findet 

in den Fällen der Sätze 1 und 2 keine Anwendung. Bei nach der Studienord-

nung vorgesehenen Pflicht- oder Wahlpflichtveranstaltungen stellen die Hoch-

schulen die Studierbarkeit der Studiengänge für nicht-immunisierte Studie-

rende, soweit diese nicht an einer Präsenzveranstaltung teilnehmen dürfen, si-

cher, indem sie ihnen 

 

1. einen zeitgleichen digitalen Zugang zu diesen Veranstaltungen,  

2. eine digitale Aufzeichnung unverzüglich im Anschluss an die jeweilige Ver-

anstaltung,  

3.  schriftliche Unterlagen, die den Lehrstoff beinhalten, vor der jeweiligen 

Veranstaltung oder unverzüglich im Anschluss an die jeweilige Veranstal-

tung, 

4.  Angebote nach den Nummern 1 bis 3 in geeigneter Kombination oder 

5.  Angebote, die im Wesentlichen in gleichwertiger Weise die Studierbarkeit 

der Studiengänge gewährleisten, 

 

zur Verfügung stellen. Absatz 4 Nummern 1, 2 und 4 gelten auch in der Alarm-

stufe II.“ 

 

2.  In § 12 Absatz 2 wird die Angabe „22. Dezember 2021“ durch die Angabe 

„17. Januar 2022“ ersetzt. 

  



 

 

Artikel 2 

 

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkündung in Kraft.  

 

Stuttgart, den 19. Dezember 2021 

 

 

Bauer 


